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BRENNPUNKT BUDGETHILFE

Richard Gerster

Auf der Basis der Strategien zur Armutsbekämpfung 
erhalten ärmere Entwicklungsländer in zunehmendem 
Umfang Allgemeine Budgethilfe. Direkte Beiträge an das 
staatliche Budget sollen ermöglichen, dass sie ihre Kern-
aufgaben wirksam wahrnehmen und die Millenniums-
Entwicklungsziele erreichen. Die Budgethilfe bewirkt 
keinen Abschied von der Projekthilfe, sondern fordert sie 
in verschiedener Hinsicht heraus. Eine wichtige Grundla-
ge ist eine breite Koordination und Kooperation auf der 
Seite der Geber. Die Budgethilfe stärkt Länder mit einem 
guten Leistungsausweis. Statt aufoktroyierter Reformen 
setzt sie vermehrt auf Verhandlungsprozesse. Die Bud-
gethilfe erzielt eine Hebelwirkung über ihr eigenes Vo-
lumen hinaus, indem eine verbesserte Wirksamkeit und 
Effi zienz des Mitteleinsatzes auch die eigenen Gelder 
des Partnerstaates erfassen. Eine Evaluation im Rahmen 
von DAC/OECD hat 2006 eine umfassende Zwischenbi-
lanz zur Budgethilfe gezogen und deren Chancen und 
Risiken sowie offene Fragen identifi ziert. Die Budgethilfe 
erfordert einen Blick für das Ganze. Denn nicht nur die 
staatliche Ebene, sondern auch die Beiträge von Zivilge-
sellschaft und Privatwirtschaft werden Match entschei-
dend sein. Die gesellschaftliche Reformdynamik lebt von 
Macht und Gegenmacht, davon, dass die Regierung dem 
Parlament und der Öffentlichkeit rechenschaftspfl ichtig 
ist. Von der Methodik her dürfte die Budgethilfe zu einer 
Rückfrage für die eigenen Arbeitsweisen der Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs) werden. 

Es ist Freitagabend. Soeben haben Vertreter der Regie-
rung von Mosambik den versammelten Gebern mit-
geteilt, dass sie eine Streichung eines Abschnittes im 
ausgehandelten „Memorandum of Understanding“ zur 
Allgemeinen Budgethilfe wünschen. Der Abschnitt sieht 
vor, dass im Falle von Meinungsverschiedenheiten die 
Geber sich zuerst untereinender besprechen, und erst 
dann – sofern möglich – mit einer gemeinsamen Position 
an die Regierung herantreten. Einige Geber stellen sich 
auf den Standpunkt, dass sie das sonst unterschriftsrei-
fe Dokument nicht ohne Rücksprache in der Hauptstadt 
ändern können. Die Büros sind jedoch bereits geschlos-
sen, die feierliche Unterzeichnung des Memorandums ist 
für den Montagmorgen geplant, und deshalb stehe eine 
Änderung in letzter Minute außer Diskussion. Am Sams-
tagabend lädt die Weltbank zu einem gesellschaftlichen 
Anlass ein. Auch die Premierministerin von Mosambik 

nimmt teil und bekräftigt in den informellen Gesprächen, 
dass die Unterzeichnung am Montag ohne Streichung 
dieser Klausel nicht stattfi nden wird. Am Sonntagnach-
mittag treffen sich alle Geber zu einer Krisensitzung. 
Nach einer Stunde wird der Premierministerin mitgeteilt, 
die Änderung sei akzeptiert. Am Montag, dem 5. April 
2004, folgt die feierliche Unterzeichnung des Abkom-
mens, das der künftigen Allgemeinen Budgethilfe aller 
Geber einen gemeinsamen Rahmen gibt.

Was ist Budgethilfe?

Partnerländer, die ihr Engagement zur Armutsbekämp-
fung unter Beweis stellen, werden im Rahmen der All-
gemeinen Budgethilfe durch direkte Beiträge an das 
staatliche Budget in die Lage versetzt, ihre Kernaufga-
ben wirksam und kosteneffi zient wahrzunehmen – bei-
spielsweise im Gesundheitsbereich oder in der Justiz. Die 
Budgetprioritäten der Regierung, deren Personalwesen, 
Einkaufsregeln und Buchführungssysteme sind maßge-
bend. Die Auszahlung erfolgt über die Zentralbank an 
das Finanzministerium und hängt davon ab, ob die im 
Dialog mit der Regierung ausgehandelten Reformziele 
erreicht werden. Die Budgethilfe erzielt eine Hebelwir-
kung über ihr eigenes Volumen hinaus, indem eine ver-
besserte Wirksamkeit und Effi zienz des Mitteleinsatzes 
auch die eigenen Gelder des Partnerstaates beschlagen. 
Im Unterschied zur Allgemeinen Budgethilfe sind Sektor-
Budgethilfen für einen ausgewählten Bereich der staatli-
chen Tätigkeit bestimmt und so in der freien Verfügbar-
keit eingeschränkt.

Richard Gerster (2006). Brennpunkt Budgethilfe, in: Österreichische Forschungsstiftung für Entwicklungshilfe - ÖFSE 
(Hg.): Österreichische Entwicklungspolitik – Analysen, Informationen 2005. Mehr Wirksamkeit in der EZA – Quan-
tensprung oder Rhetorik? 
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Zahlen zur Allgemeinen Budgethilfe

•  Die Budgethilfe wird im Rahmen von Gruppen ko-
ordiniert, denen bis zu 17 Geber angehören. Die 
Größte besteht in Mosambik, mit Belgien, Kanada, 
Dänemark, Deutschland, Europäischer Kommission, 
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, 
den Niederlanden, Norwegen, Portugal, Spanien, 
Schweden, der Schweiz und der Weltbank.

•  Die „Elefanten“ unter den Budgethilfe-Gebern sind 
die Weltbank, z. T. die Afrikanische Entwicklungs-
bank, Großbritannien, die Europäische Kommission, 
Norwegen und Schweden. Konsequent abseits steht 
USAID. Japan beteiligt sich in Ausnahmefällen. 

•  Eine Umfrage der „Strategischen Partnerschaft mit 
Afrika” (SPA) (SPA 2005) für 2004 hat für 16 Län-
der ein Budgethilfe-Volumen von 3,3 Mrd US $ er-
geben. Davon stammen 56 % von Internationalen 
Finanzierungs-Institutionen, 28 % von bilateralen 
Gebern, 16 % von der Europäischen Kommission. 

•  Unter den afrikanischen Ländern weisen Ruanda 
(10,4 %), Sierra Leone (10 %), Mosambik und Zam-
bia (je 7,6%) den höchsten Anteil an Budgethilfe 
am Volkseinkommen aus. Der Durchschnitt liegt bei 
4,7 %. 

•  Die Allgemeine Budgethilfe machte 2004 im Portfo-
lio der beteiligten Geber an die 16 erfassten Länder 
durchschnittlich 18,0 % aus. 

Die Allgemeine Budgethilfe ist kein Blankoscheck, son-
dern besteht aus einem Paket von Maßnahmen, wel-
ches auf der Strategie zur Armutsbekämpfung seitens 
der Partnerregierung beruht. Das Maßnahmenpaket 
umfasst über (1) den fi nanziellen Beitrag hinaus auch (2) 
eine Leistungsvereinbarung, in welcher die Vorausset-
zungen und Bedingungen der Zusammenarbeit festge-
legt sind, (3) einen Dialogprozess zur Diskussion der Re-
formfortschritte, (4) technische Zusammenarbeit, indem 
z. B. mit Ausbildung und Beratung die Kapazitäten der 
Partnerregierungen gestärkt werden und (5) eine Har-
monisierung der Hilfe-Prozeduren unter den Gebern bei 
gleichzeitiger Anpassung an die im Partnerland üblichen 
Prozesse. Dieses Instrumentarium erlaubt, auf die spezi-
fi schen Umstände eines Partnerlandes einzugehen. 

Im Gegensatz zur Weltbank ist der Internationale 
Währungsfonds (IWF) nie Mitglied der Gebergruppen, 
sondern hat Beobachterstatus. Seine „Fazilität zur Ar-
mutsbekämpfung und Wachstum“ (PRGF) stellt jedoch 
ebenfalls Budgethilfe dar, denn die PRGF-Darlehen rich-
ten sich auf die Strategien der Partnerregierung zur Be-
kämpfung der Armut aus. Allerdings sind die makroöko-
nomischen Bedingungspakete des IWF nur beschränkt 
mit dem Kriterienkranz der übrigen Geber harmonisiert. 
Im Zusammenhang mit der Aufstockung der Hilfe ist 
eine Diskussion entstanden, ob der IWF z. B. für die 
Gesundheitsausgaben indirekt eine Obergrenze vor-
schreibt, auch wenn mehr Mittel vorhanden wären. Um 
darüber Klarheit zu erhalten, hat das „Center for Global 
Development“ eine hochrangige Arbeitsgruppe einge-
setzt.1 Es besteht jeweils eine enge, wenn auch zuwei-
len nicht spannungsfreie Zusammenarbeit mit der Ge-
bergruppe. In Ländern wie Tansania – seit Januar 2007 
ohne PRGF-Kredit – setzt der IWF ein neues Instrument 
(„Policy Support Instrument“) ein, um makrökonomi-
sches Wohlverhalten zu signalisieren. Es ist auch schon 
vorgekommen, dass die bilateralen Geber koordiniert 
über ihre Hauptstädte auf Änderungen bei Entscheiden 
des IWF-Verwaltungsrates („Exekutivdirektorium“) zu-
gunsten des Partnerlandes hingewirkt haben. Die IWF-
Konditionalität stand bekanntlich in den letzten 20 Jah-
ren unter Dauerbeschuss, sowohl unwirksam als auch 
unsozial zu sein. So fundiert diese Kritik in vielen Fällen 
gewesen ist, es hat sich auch die Ansicht durchgesetzt, 
dass die gesamtwirtschaftliche Stabilität eine Voraus-
setzung einer wirksamen Armutsbekämpfung und da-
mit für die Budgethilfe ist. Das ist kein Plädoyer für eine 
Standardrezeptur. Unterschiedliche Kontexte erfordern 
verschiedene Prozesse und Lösungen. Erstrebenswert ist 
ein wirtschaftspolitischer Pluralismus, wenn alternative 
Ansätze auf lokalem Boden wachsen.2 

Die Budgethilfe tritt mit dem Anspruch an, ein Partner-
land bei der Einrichtung grundlegender staatlicher Rah-
menbedingungen und Dienstleistungen für die ganze 
Bevölkerung zu unterstützen. Institutioneller Wandel 
und der Aufbau von Kapazitäten erfolgen nicht von 
heute auf morgen. Budgethilfe braucht deshalb einen 
langen Atem. Trotz der Langfristigkeit des Engagements 
und gerade im Hinblick auf echte Nachhaltigkeit wären 
frühe Exit-Strategien wichtig. 

1 Vorsitz David Goldsbrough. Online in Internet: http://www.cgdev.org/content/article/detail/10683/ (Stand: 6.11.2006)
2  Siehe unten die Abschnitte „Risiken“ und „Politische Dimension“.
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In Wirklichkeit werden sie aber sträfl ich vernachlässigt. 
Nur wenige Geber wie z. B. die Schweiz stufen die Mo-
bilisierung eigener Steuereinnahmen der Partnerländer 
hoch ein. Die meisten befassen sich bevorzugt mit der 
Ausgabenseite. Doch eine Reduktion der Abhängigkeit 
von externer Hilfe kann nur auf dem Boden steigender 
Eigeneinnahmen gedeihen. So hat das SECO in Mosam-
bik die Einführung der Mehrwertsteuer gefördert und 
eine Neuordnung der Einkommenssteuern unterstützt. 
Die Steuerbasis soll verbreitert werden. Der Anteil der 
Entwicklungshilfe an den Staatsausgaben ist bereits von 
70 % (1995/96) auf 48 %(2004) reduziert worden. Nach 
2010 sollen es noch 25 % sein. Pedro Couto, Vize-Mi-
nister für Finanzen: „Es macht uns keine Freude, ständig 
betteln zu gehen. Deshalb ist die Beschaffung eigener 
Einnahmen so wichtig. Bis dahin ist noch ein weiter Weg 
und wir sind auf Unterstützung angewiesen...“ (Gerster 
2005, 79). 

Die eingangs geschilderte Episode zeigt, dass die Part-
nerregierung trotz des Ungleichgewichts zwischen Ge-
ber und Nehmer Verhandlungsspielraum hat, wenn sie 
dezidiert auftritt. Sie illustriert aber auch die Befürchtung 
der Partnerregierung, sich mit einer geeinten Phalanx 
von Gebern auseinandersetzen zu müssen, statt einzeln 
mit den beteiligten Ländern und Institutionen verhan-
deln zu können. Eine „Geberfront“ erhöht für ein Land 
das Risiko, bei Meinungsverschiedenheiten plötzlich mit 
einem fatalen Loch in der Finanzierung des Staatsbud-
gets dazustehen, sollten die Geber ihre Zahlungen ko-
ordiniert einstellen. Auch eine Instrumentalisierung der 
Budgethilfe zugunsten von Geberinteressen ist nie völlig 
auszuschließen. Im Gegensatz zur Regierung hatten die 
Geber dieses Risiko nur gering gewichtet und stattdes-
sen die erhöhte Planungssicherheit für die Regierung in 
Finanzfragen hervorgehoben

Meilenstein DAC-Evaluation

Im Rahmen des Entwicklungs-Ausschusses (DAC) der 
OECD wurde 2006 eine breit angelegte Evaluation der 
Allgemeinen Budgethilfe abgeschlossen. Sie gilt als wohl 
aufwändigste Evaluation aller Zeiten. Wie bei der Budget-
hilfe selber war auch bei deren Evaluation Zusammen-
arbeit Trumpf. Großbritannien, Skandinavien, die Nie-
derlande, Deutschland, die Schweiz bis hin zu den Skep-
tikern Japan und USA – insgesamt 14 Geber – trugen 
dazu bei. Fallstudien in sieben Ländern (Burkina Faso, 
Malawi, Mosambik, Nicaragua, Ruanda, Uganda, Viet-
nam) für den Zeitraum 1994-2004 bildeten die Basis. 
Tansania war bereits 2004 separat, aber methodolo-
gisch vergleichbar evaluiert worden. Die Gesamtkosten 
überstiegen 2 Mio €, was allerdings weniger als einem 
Promille der eingesetzten Budgethilfen von rund 4 Mrd 
US $ entspricht. Die Durchführung unter der Leitung der 
Universität Birmingham dauerte gut zwei Jahre.  

Die partnerschaftliche Form der Budgethilfe ist ein jun-
ges Instrument der Entwicklungszusammenarbeit. Die 
DAC-Evaluation liefert Elemente für eine Standortbe-
stimmung. Der Evaluationsbericht dürfte in Zukunft 
wohl oft als Selbstbedienungsladen für Zitate zur Unter-
mauerung von vorgefassten Meinungen zur Budgethilfe 
verwendet werden. Denn mit seinem wissenschaftlichen 
Anspruch fällt er differenziert aus. Er bilanziert detail-
liert Stärken und Schwächen. Es wird auch offen gelegt, 
wenn keine fundierten Aussagen möglich sind. Denn Er-
fahrungen mit der Budgethilfe sind erst für wenige Jah-
re verfügbar. In der Gesamtbilanz stellt der Bericht fest, 
dass die „Länderstudien klar positiv ausgefallen sind, mit 
zwei Ausnahmen“ (IDD 2006, 3). In Malawi gab es einen 
Fehlstart aufgrund über-optimistischer Annahmen. In Ni-
caragua begann die Budgethilfe so spät zu fl ießen, dass 
die DAC-Evaluation keine Folgerungen ziehen konnte. In 
allen Fällen wurde die Budgethilfe als relevante Antwort 
auf das lokale Umfeld eingestuft.  
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Das Engagement der Schweiz

Das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) hat Ende 
der 1980er Jahre begonnen, in verschiedenen Ländern 
Zahlungsbilanzhilfe zu leisten. Negativlisten von Gü-
tern wie Waffen etc., deren Import damit nicht fi nan-
ziert werden durfte, sollten in Verbindung mit einer 
guten Regierungspolitik die Entwicklungsrelevanz der 
Zahlungsbilanzhilfe sichern. Diese frühe Form der Pro-
grammhilfe wurde später in Allgemeine Budgethilfe 
übergeführt. Das SECO leistet heute in Burkina Faso, 
Ghana, Mosambik, Nicaragua und Tansania Allgemei-
ne Budgethilfe (Siehe SECO 2005). Die DEZA ist in ver-
schiedenen Ländern mit Budgethilfe auf Sektorebene 
engagiert. Das oft frühe, manchmal offensive Engage-
ment der Schweiz wird von den Partnern geschätzt. 
Premierministerin Luisa Diogo von Mosambik brachte 
es auf den Punkt: „Switzerland makes a difference“ 
(Gerster 2005, 78). Darin kommt nicht zuletzt die 
Qualität des Dialogs zum Ausdruck: Kontextkenntnis, 
Erfahrungen aus anderen Programmen, Respekt sowie 
Expertise. Namentlich im Finanz- und Steuerwesen 
ergänzt die Schweiz die Budgethilfe mit technischer 
Zusammenarbeit. In Burkina Faso, Mosambik und 
Nicaragua leiten lokale Ökonom(inn)en den Bereich 
Makroökonomie im Koordinationsbüro der Schweizer 
Entwicklungszusammenarbeit. SECOs Wissensaufbau 
und –austausch zur Budgethilfe erfolgen im Rahmen 
von SPA, DAC/OECD und über strategische Partner-
schaften mit Konsulenten. Nach wie vor macht aber 
die Budgethilfe nur wenige Prozente der gesamten 
EZA der Schweiz aus.

Die Rahmenbedingungen, die für eine prosperierende 
Privatwirtschaft erforderlich sind, wurden oft vernach-
lässigt. Zwar haben Länder wie Mosambik eine beein-
druckende Reduktion der Armut in den letzten Jahren 
vermeldet, doch die DAC-Evaluation konnte keine direk-
te, kausale Verbindung zur Budgethilfe herstellen. Auf 
der einen Seite untermauert die Budgethilfe die Iden-
tifi kation („Ownership“) der Partner für ihren Entwick-
lungsweg. Anderseits befi ndet sie sich mit den Bedin-
gungen zur Zusammenarbeit und dem Politik-Dialog auf 
einer heiklen Gratwanderung zwischen Akzeptanz und 
Einmischung. 

Derart mit einem Stärke-/Schwächeprofi l ausgerüstet, 
positioniert die DAC-Evaluation die Allgemeine Budget-
hilfe als ein leistungsfähiges Instrument der Entwick-
lungszusammenarbeit, aber ohne Patentrezept-Cha-
rakter; als ein Instrument neben anderen Formen. Die 
DAC-Evaluation machte so auch die Grenzen von Eva-
luationen deutlich. Denn Prüfungen der Programmhilfe 
sind weitaus komplexer als herkömmliche Projektevalu-
ationen. Wie schon erwähnt, bestehen die externen In-
terventionen aus einem Paket verschiedenster Maßnah-
men. Die Wirkungskette vom „Input“ bis zum „Impact“ 
im Sinne der Armutsreduktion ist vielstufi g und zahlrei-
chen Fremdeinfl üssen ausgesetzt, welche eine direkte 
Zurechnung von Erfolgen und Misserfolgen zur externen 
Unterstützung schwierig machen. Nicht nur die Inputs 
bestehen aus einem vielfältigen Cocktail, sondern auch 
die anvisierte Reduktion der Armut ist mehrdimensional 
(Einkommen, „empowerment“, Sicherheit). 

Budgethilfe und EZA-Portfolios

Zurzeit macht die Budgethilfe nur wenige Prozente 
(5 %) der gesamten EZA aus. Die Tendenz ist allerdings 
steigend. Verschiedene Partnerländer wie Tansania oder 
Mosambik drängen auf eine Erhöhung der Budget-
hilfe. Dafür dürfte der erweiterte Gestaltungsspielraum 
ebenso wegleitend sein wie die geringeren Transaktions-
kosten. Die Vorgaben der Partnerländer sind Bestandteil 
von deren EZA-Strategien oder von Zusammenarbeits-
Strategien, welche gemeinsam mit den Gebern erarbei-
tet worden sind („Joint Assistance Strategies“). Die Pari-
ser Erklärung3 zur Wirksamkeit der EZA, 2005 von prak-
tisch allen Gebern unterzeichnet, sieht eine Steigerung 
des Anteils der Programmhilfe auf 66 % bis 2010 vor. 

Einige Ergebnisse sind besonders erwähnenswert. So 
hat die Allgemeine Budgethilfe gemäß DAC-Evaluation 
zur gesamtwirtschaftlichen Stabilität der Partnerländer 
beigetragen und die Kapazitäten der öffentlichen Hand 
gestärkt. Die öffentlichen Ausgaben wurden stärker auf 
die Armutsbekämpfung ausgerichtet. Oft ist die Um-
schreibung armutswirksamer Ausgaben jedoch noch 
zu oberfl ächlich und vage. Soziale Dienstleistungen, 
insbesondere im Bildungs- und Gesundheitsbereich, ex-
pandierten – allerdings verbesserte sich deren Qualität 
nicht im Gleichschritt. Das Verständnis des politischen 
Kontexts im Partnerland lässt bei den Gebern öfters zu 
wünschen übrig. 

3 Siehe: Online in Internet http://www.oecd.org/document/18/0,2340,en_2649_3236398_35401554_1_1_1_1,00.html  (Stand: 6.11.2006)
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Allgemeine und sektorielle Budgethilfe sind wichtige Tei-
le der Programmhilfe. Es ist jedoch anzunehmen, dass 
die Unschärfe des Programmhilfe-Begriffs zu statisti-
schen Tricks animieren wird, um die ehrgeizige Vorgabe 
von zwei Dritteln nicht offen scheitern zu lassen. 

Das EZA-Portfolio der Zukunft wird sich zwar anders 
zusammensetzen, doch niemand bezweifelt, dass die 
Projekthilfe neben der Budgethilfe weiterhin eine Rolle 
spielen wird. Das hat mehrere Gründe:

• Zum einen sind die zentralen Voraussetzungen 
der Budgethilfe längst nicht in allen Partnerlän-
dern erfüllt. Dass diese auf dem Weg zur Demo-
kratie, zu den Menschenrechten, zum Rechtsstaat 
im weiten Sinne sind, ist entweder stillschweigend 
oder ausdrücklich eine Voraussetzung der Budget-
hilfe. Weder ist gesamtwirtschaftliche Stabilität noch 
eine glaubwürdige Strategie zur Bekämpfung der 
Armut überall gegeben. Im Fall zerfallender Staat-
lichkeit („fragile states“) wie in Somalia oder Haiti 
wäre allgemeine Budgethilfe ein extremes Wagnis.

• Allgemeine Budgethilfe will den Staat in seinen Kern-
funktionen stärken und hat meist den Zentralstaat als 
Partner. Über das Finanzministerium und die anderen 
zentralen Ministerien hinaus sind andere Akteure
bei der Frage, ob die Millenniums-Entwicklungsziele 
erreicht werden, ebenso entscheidend. Den Provinz- 
und Lokalregierungen, der Privatwirtschaft, der Zivil-
gesellschaft kommt in der Vision einer funktionieren-
den Gesellschaft ein prominenter Platz zu. Während 
dezentrale staatliche Einheiten auch über Budgethilfe 
erreicht werden können, bleiben insbesondere Privat-
wirtschaft und Zivilgesellschaft potenzielle Projekt-
Partner der EZA. 

• Es darf nicht vergessen werden, dass auch die Geber 
Risiken minimieren. Es ist ein elementarer Grund-
satz, nicht alle Eier in einen Korb zu legen. Zudem 
steckt die Kommunikation von Erfolg und Misserfolg 
der Budgethilfe – und damit auch das Verständnis der 
Öffentlichkeit in den Geberländern – noch in den Kin-
derschuhen. So werden ergänzend zur Allgemeinen 
oder Sektor-Budgethilfe auch in Zukunft andere Pro-
gramme und Projekte mit öffentlichen und privaten 
Partnern Eingang in das EZA-Portfolio fi nden.  

Zwischen Allgemeiner Budgethilfe und einer inselarti-
gen Projektunterstützung gibt es viele Zwischenformen. 

Die Unterstützung eines ganzen Sektors wie Gesund-
heit oder Bildung über das Budget steht der Allgemei-
nen Budgethilfe am nächsten. Projekte mit staatlichen 
Partnern werden oft im Rahmen von Parallelstrukturen 
abgewickelt: Statt die bestehenden staatlichen Kanäle 
der Planung, Budgetierung, Ausführung, Abrechnung 
zu benutzen, werden neue, separate Institutionen auf-
gebaut und dadurch die staatlichen Strukturen weiter 
geschwächt. So unbefriedigend die staatlichen Instituti-
onen zur Zeit funktionieren mögen, neue Parallelkanäle 
sind keine nachhaltige Lösung. So wird die Programm-
hilfe in mehreren Aspekten eine konstruktive Ergänzung 
und Herausforderung für die traditionellen Formen in-
ternationaler Zusammenarbeit:

• Die Budgethilfe erfordert die Zusammenarbeit mit an-
deren Gebern und ist deshalb ein Motor der Harmo-
nisierung der Kooperationsformen. Ganz praktische 
Fragen wie die Ausgestaltung von Fortschrittsberich-
ten, der Koordination von Programmbesuchen oder 
der Absprache von Auszahlungsterminen etc. stehen 
im Vordergrund. Das in der Budgethilfe bereits Erreich-
te befruchtet das ganze EZA-Portfolio der Geber. 

• Bei der Identifi kation von Leistungsvorgaben der Re-
gierung können Zielsetzungen aus den Sektoren Ein-
gang fi nden, welche die Projektarbeit direkt stärken. 
Z. B. kann die Zuteilung von ausreichenden Finanzmit-
teln für den Wassersektor eine Voraussetzung dafür 
sein, dass eine Beratung der Wasserbehörden auf Pro-
jektbasis wirksam zum Tragen kommt. 

• Budgethilfe verlangt ein bereichsübergreifendes, ganz-
heitliches Denken und steht in Kontrast zur krassen 
Fragmentierung vieler EZA-Portfolios, welche weit 
über die Notwendigkeit der Streuung von Risiken hin-
aus diversifi ziert sind. Im internationalen Quervergleich 
belegen bei der Zersplitterung der EZA, gemessen am 
durchschnittlichen Projektvolumen die Schweiz und 
Österreich die miserablen Plätze 19 bzw. 17 von 21 
Gebern (CGD 2006). Kohärenz und Komplementarität 
innerhalb eines Portfolios dürften mit der Budgethilfe-
Praxis neue Anreize erhalten.   

• Die DAC-Evaluation stellt explizit fest, dass die Trans-
aktionskosten seitens der Partnerländer massiv re-
duziert wurden (IDD 2006, 53). Grenzen dieser Ver-
besserungen entstehen vor allem durch die anderen 
Instrumente im Portfolio, welche parallel weitergeführt 
werden. 
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 Denn die meist beidseitig hohen Transaktionskosten 
der Projekthilfe dürfen, insbesondere für Kleinprojek-
te, nicht übersehen werden. 

• Zu Recht weisen z. B. NGOs auf die die Defi nitions-
macht der Geber bei der Budgethilfe hin, welche trotz 
der neuen Partnerschaftsformen nach wie vor groß ist. 
Ein Spannungsfeld zwischen den eigenen Vorstellun-
gen der Geber und jenen der Partnerregierung bei der 
Ausgestaltung ihrer Politik ist nicht wegzudiskutieren. 
Oft hat z. B. die Armutsbekämpfung für die Geber 
einen höheren Stellenwert als für die Partner, auch 
wenn man sich auf dem Papier einig ist. Allerdings 
geht die Defi nitionsmacht bei der projektorientierten 
Zusammenarbeit in der Regel noch mehr ins Detail. 
Diese Eingriffsmöglichkeiten sind ja oft ein Grund für 
die Projektform statt der Budgethilfe. 

Messlatten für Reformfortschritte

Die Budgethilfe ist leistungsorientiert ausgestaltet. Die 
Auszahlung der Beiträge erfolgt nur, wenn die Regie-
rung das Programm zur Armutsbekämpfung erfolgreich 
umsetzt. So kommt im Rahmen der Budgethilfe die gan-
ze Breite staatlicher Tätigkeit unter die Lupe. Zwischen 
der Regierung und den Gebern wird ein Kriterienkranz 
(„Performance Assessment Framework, PAF“) ausge-
handelt, um den Erfolg der Reformen zu messen. Diese 
Fortschrittsindikatoren reichen vom Anteil der Mädchen 
bei der Einschulung über die Eindämmung von AIDS, 
die Anzahl der Kilometer an verbesserten Straßen, den 
Zugang zu Kleinstkrediten, die Zahl von Inhaftierten vor 
der Eröffnung des Strafverfahrens bis zu Umstrukturie-
rungen verschiedener Ministerien, zur Dezentralisierung 
der Verwaltung, zur Verbesserung der Bankenaufsicht 
und zu Steuerreformen. 

Das PAF steht für einen Paradigma-Wechsel von der 
aufoktroyierten Konditionalität der 1980er Jahre hin 
zu einem partnerschaftlichen Vorgehen. Die Regierung 
macht einen Vorschlag, der dann als Verhandlungsba-
sis mit der Gebergemeinschaft dient. Das Einbeziehen 
dezentraler Verwaltungseinheiten, von Parlament und 
Zivilgesellschaft in den Gesamtprozess der Ausarbeitung 
und Verfolgung des PAF lässt in verschiedenen Ländern 
noch zu wünschen übrig. Das PAF umfasst zwischen 10 
und 50 Indikatoren mit einem Horizont von 2-5 Jahren. 

Die Funktionalität des PAF hängt nicht nur von der An-
gemessenheit der Indikatoren ab, sondern auch davon, 
ob aussagekräftige Daten zur richtigen Zeit verfügbar 
sind. Das PAF soll den Reformprozess auf wenige Schlüs-
selelemente fokussieren und transparent machen, unter 
welchen Voraussetzungen die Auszahlung der Bud-
gethilfetranchen erfolgt. Der Einfl uss der Geber ist al-
lerdings nach wie vor groß. So erstaunt es kaum, dass 
dieser Paradigma-Wechsel auf der Geberseite stärker 
hervorgehoben wird als ihn die Partnerregierungen im 
Alltag empfi nden. 

Im Hinblick auf die Berechenbarkeit der Budgethilfe 
dürfen die Geber keine Kriterien außerhalb des verein-
barten PAF anwenden. Bessere Berechenbarkeit ist ein 
Kernanliegen der Partnerländer. Hilfe gilt dann als be-
rechenbar, wenn die Partner auf den Umfang und den 
Zeitpunkt von vereinbarten Zahlungen vertrauen können 
(DAC 2005, 8). Untersuchungen des IWF haben eine dra-
matische Unberechenbarkeit der Entwicklungshilfe ganz 
allgemein, also nicht nur der Budgethilfe, aufgezeigt: 
Sie schwankt 6 bis 40-mal stärker als Fiskaleinnahmen 
(Bulir/Hamann 2005, 7). Die kurzfristige Berechenbarkeit 
hat sich bei der Budgethilfe verbessert. Dies nicht zuletzt 
deswegen, weil die Reformfortschritte im vergangenen 
Jahr als Grundlage für die Geberzusagen des folgenden 
Jahres dienen. Die Zusagen für das laufende Jahr gelten 
jeweils als defi nitiv soweit die Grundbedingungen wie 
der Schutz der Menschenrechte, die Beachtung demo-
kratischer Prinzipien oder die Einhaltung der makroöko-
nomischen Stabilität eingehalten werden. Die mittelfristi-
ge Berechenbarkeit zitiert die DAC-Evaluation jedoch als 
ungelöstes Problem – bei der Budgethilfe wie auch bei 
der Projekthilfe (IDD 2006, 53)4. Das macht im Vorzeige-
land Tansania für das nächste und übernächste Jahr fünf 
Prozent des Volkseinkommens aus. „Kein entwickeltes 
Land hat mit Unsicherheiten in dieser Größenordnung 
zu rechnen“, sagt Allister Moon, Weltbank-Ökonom in 
Tansania. Die Geber haben in zunehmendem Maße ei-
nen mehrjährigen Rahmen für die Budgethilfe, so dass 
die Berechenbarkeit steigen sollte. Die bilateralen Geber 
machen in der Regel die Fortsetzung ihrer Zusammen-
arbeit von einer befriedigenden Gesamteinschätzung 
der Reformfortschritte abhängig. Die Weltbank wählt 
aus dem PAF-Korb eine kleine Anzahl von spezifi schen 
Indikatoren wirtschaftspolitischer Maßnahmen aus und 
macht die Auszahlungen davon abhängig. 

4 Zu den von Gebern und Partnerregierungen angegeben Gründen verzögerter Auszahlungen siehe auch SPA 2005.
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Einzelne Geber, namentlich die Europäische Union und 
die Schweiz, unterscheiden fi xe und variable Tran-
chen. Der fi xe Anteil des Beitrags richtet sich wie bei 
allen anderen bilateralen Gebern nach einer Gesamt-
einschätzung der Reformfortschritte, welche gemein-
sam mit der Regierung vorgenommen wird. Die variable 
Tranche wird hingegen mit ganz spezifi schen Reformen 
bzw. Indikatoren verknüpft. Bei der EU sind es in der Re-
gel resultatorientierte („outcome/impact“) Indikatoren 
aus dem Bildungs- und Gesundheitswesen, welche Teil 
des vereinbarten PAF sind. Die Schweiz greift Indikatoren 
einzelner Sektoren heraus wie z. B. die Mobilisierung ei-
gener Einnahmen des Staates, das Management der öf-
fentlichen Finanzen oder die Verbesserung des Umfelds 
für die Privatwirtschaft. Variable Tranchen erlauben eine 
fl exiblere Reaktion auf ungenügende Reformleistungen, 
indem eine „Alles-oder-Nichts“-Situation vermieden 
wird. Vielleicht kann damit auch das ergebnisorientierte 
Denken in der Verwaltung stimuliert werden. Zweifellos 
sind variable Tranchen mit spezifi schen Indikatoren po-
pulär an der Heimatfront: Parlament und Öffentlichkeit 
hören gern, dass Zahlungen z. B. vom Fortschritt im Bil-
dungsbereich abhängig gemacht werden. Allerdings: Die 
Idee, dass ausgewählte Reformen durch die Verbindung 
mit erfolgsabhängigen Zahlungen gezielt gestärkt wer-
den können, dürfte eine Illusion sein. Denn die variablen 
Beträge sind in der Regel zu klein, um im Vergleich zum 
„Gesamtkuchen“ wirklich einen Unterschied zu ma-
chen. In Einzelfällen wussten die für den betreffenden 
Sektor zuständigen Gesprächspartner in der Regierung 
nicht einmal von den variablen Zahlungen.   

Die Identifi zierung erfolgsrelevanter Indikatoren ist oft 
alles andere als einfach. Zwar sind sich beispielsweise alle 
einig darin, dass Bildung, vor allem von Mädchen, eine 
ausgezeichnete Investition in die Zukunft ist. Misst man 
den Erfolg nun anhand der neu erstellten Schulhäuser? 
Ob es dann auch Mobiliar und Schulmaterial gibt, wäre 
jedoch eine zweite Frage. Möglicherweise hat man auch 
gar keine Lehrer, weil zu wenige Jugendliche die Sekun-
darschule abschließen und ein Lehrerseminar absolvie-
ren. Oder es werden zwar Mädchen eingeschult, aber sie  
erscheinen im Verlaufe des Schuljahres nicht mehr, weil 
die Eltern sie zu Hause benötigen bzw. die Bildung der 
Töchter als Fehlinvestition ansehen. Eine Beurteilung der 
Reformleistung erfordert, dass die Regierung die verein-
barten Indikatoren auch wirklich unter Kontrolle hat. Der 
Anteil der Bildungsausgaben steht z. B. in ihrem Zustän-
digkeitsbereich. Ob die Eltern dann ihre Mädchen auch 
in die Schulen schicken, hat die Regierung nicht wirklich 

im Griff. Kultur und Kontext sind ebenso bedeutsam. 
Deshalb sind eine Gesamtbilanz und ein strategischer 
Dialog für die Weiterführung der Zusammenarbeit letzt-
lich wichtiger als Zahlungen von einzelnen Indikatoren 
abhängig zu machen. 

Eine leistungsorientierte Budgethilfe sieht sich mit weite-
ren Fallstricken und Problemen konfrontiert:

• Die Vielzahl der beteiligten Geber macht eine klare, 
reformbetonte Ausrichtung der PAFs schwierig, weil 
unterschiedliche Prioritäten vorhanden sind. Der breit 
angelegte Verhandlungsprozess trägt den Keim zur 
Ausdehnung des Maßnahmen- und Indikatorenkata-
logs in sich. Klare Vorgaben der Partnerregierung sind 
am wirksamsten, um den Umfang des PAF in Grenzen 
zu halten. 

• Der Trend zu „Outcome/Impact-Indikatoren“ innerhalb 
von PAFs ist stark von der Geber-Agenda diktiert. Den 
Steuerzahlenden sollen handfeste Erfolge vorgewiesen 
werden. Vielleicht kann dadurch die Impact-Perspekti-
ve auch bei den Partnern gestärkt werden. Sie setzt 
eine politische Kultur voraus, welche Maßnahmen und 
Prioritäten aufgrund von in der Vergangenheit erziel-
ten Resultaten fi xiert – alles andere als eine Selbstver-
ständlichkeit, weder bei uns noch im Süden/Osten. 

• Partnerländer müssen sich auf dem Weg zur volks-
wirtschaftlichen Stabilität (niedrige Infl ation, tragbarer 
Außenwirtschaftssaldo, ausgeglichene Staatsfi nanzen) 
befi nden, um für die Budgethilfe in Frage zu kommen. 
Ohne den makroökonomischen Sachverstand des In-
ternationalen Währungsfonds (IWF) in Frage zu stel-
len, warnt die DAC-Evaluation davor, die Allgemeine 
Budgethilfe formell von einem positiven Urteil des IWF 
abhängig zu machen. Das könnte ein „Klumpenrisiko“ 
schaffen und die Volatilität der Auszahlungen erhö-
hen.    

• Indikatoren sollten eigentlich nur Messlatten für eine 
breiter gefasste Zielsetzung sein („pars pro toto“). Die 
Gefahr besteht jedoch, dass sie sich als Zielsetzungen 
verselbständigen, wenn sie als Auszahlungs-Hürden 
dienen. Z. B. soll in Tansania die Reform der Justiz vo-
rangetrieben werden. Der Fortschritt wird mit dem 
Anteil aller vor Gericht während mehr als zwei Jah-
ren anhängigen Fälle gemessen. Die Regierung und 
die Geber sind sich allerdings darin einig, dass es sehr 
schwierig ist, aussagekräftige Zahlen zu eruieren. 
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Politikdialog

Zwischen den ausländischen Geldgebern und der Regie-
rung gibt es einen ständigen Dialog über die Ausrich-
tung der Wirtschafts- und Sozialpolitik. Der Dialogpro-
zess ist von Land zu Land verschieden. In unregelmäßi-
gen Abständen tagen Fachgruppen, welche meist auch 
Fachleuten aus anderen Organisationen (Universität, 
NGOs, Privatwirtschaft) offenstehen. In einem jährlichen 
Rhythmus fi nden große Gesprächsrunden („annual re-
views“) auf der Basis von Fortschrittsberichten über die 
Umsetzung der Armutsbekämpfungs-Strategie statt. 
Wenn man sich über die Beurteilung des Erreichten im 
vergangenen und den Ausblick auf das künftige Jahr 
seitens der Fachgruppe geeinigt hat, wird daraus ein 
kurzer Text für die umfassende Schlusserklärung („Aide 
Mémoire“) erstellt. Diese Schlusserklärung wird von bei-
den Seiten ausgehandelt und als verbindlich angesehen. 
Der gemeinsame Text hält nicht nur Erfolge fest, sondern 
markiert auch Schwachstellen.

Im Falle von Tansania diskutierten im Oktober 2006 Re-
gierung und Geber Erfolge und Misserfolge des Vorjah-
res sowie Strategien und Maßnahmen für die Zukunft. 
Sechs thematische Fachgruppen bereiteten den Dialog 
vor: Wachstum und Reduktion von Einkommensarmut; 
Verbesserungen der Lebensqualität und des sozialen 
Wohlergehens;  Regierungsführung und Rechenschafts-
ablage; Zuteilung von Ressourcen und Kohärenz des 
Staatsbudgets; Führung der öffentlichen Finanzen; ge-
samtwirtschaftliche Leistungen. Die Fachgruppen stan-
den erstmals auch externen Kreisen (NGOs etc.) offen. 
Dem Fachgruppendialog folgten auf fünf Querschnitts-
themen fokussierte Gesprächsrunden, an denen leitende 
Beamte der zuständigen Ministerien und der Gebersei-
te beteiligt waren. So gebündelt befand sich die ganze 
Palette staatlicher Aktivitäten und Probleme auf dem 
Seziertisch: Staatsbudget, Beschaffungswesen, Finanz-
management, Verwaltungsreform, Dezentralisierung, 
Korruption, Rechts- und Gerichtswesen, Finanzsektor, 
Landwirtschaft, Umweltfragen, Straßennetz, Energie-
versorgung, Erziehung, Wasser, Gesundheitswesen, HIV/
AIDS etc. Es ist für die Regierung wie für die Geber eine 
große Herausforderung, diese Arbeitsgruppen mit fach-
lich kompetenten Leuten zu besetzen und eine gemein-
same Sicht zu erarbeiten. 

Geträumt: Budgethilfe für die Schweiz

Stellen wir uns vor, Mosambik und über ein Dutzend 
weitere afrikanische Staaten entsenden Vertreter in die 
Schweiz. Zuvor hat die Schweizer Regierung einen um-
fassenden Bericht über die Reformfortschritte im ver-
gangenen Jahr verabschiedet. Während zwei Wochen 
diskutieren die Experten aus Afrika mit den schwei-
zerischen Behörden im Detail die Sanierung der Bun-
desfi nanzen, Schwachstellen der Bankenaufsicht, die 
galoppierenden Gesundheitskosten, den Ausbau von 
Bahn und Straßen, Perspektiven der Sozialversicherun-
gen, die Finanzierung der Pensionskassen, die Über-
lastung der Gerichte und Gefängnisse etc. Schließlich 
wird gemeinsam Bilanz gezogen. Die ausländischen 
Gäste halten unter anderem fest, dass sie bis Ende des 
Jahres eine Vorlage an das Parlament erwarten, um 
Steuerhinterziehung strafbar zu machen und so das 
Bankgeheimnis internationalen Standards anzupas-
sen. Der in der Verfassung verankerten Gleichstellung 
von Mann und Frau soll endlich mit gleichen Löhnen 
in der Wirtschaft zum Durchbruch verholfen werden. 
Man „einigt“ sich über eine Einführung einer CO2-
Abgabe mit Notrecht noch im laufenden Jahr, um dem 
verschleppten Klimaschutz zum Durchbruch zu verhel-
fen. Ein beidseitig abgesegnetes „Aide Mémoire“ hält 
die Fixpunkte fest, anhand derer im nächsten Jahr der 
Reformfortschritt gemessen wird. Als Resultat kann 
die Zusammenarbeit weitergehen. 

Mosambik hatte 2004 erstmals externe Experten da-
mit beauftragt, den Dialog- und Verhandlungsprozess 
zu beobachten und über Stärken, Schwächen und Ver-
besserungsmöglichkeiten Bericht zu erstatten. (Gerster/
Harding 2004). 2006 zog Tansania mit einem solchen 
„Learning Assessment“ nach. Gemeinsam mit einem 
Tansanier war der Schreibende von der Regierung und 
allen Gebern damit beauftragt, Vorschläge zum Dialog-
prozess, zur Messung von Reformfortschritten und zur 
Rechenschaftsablage zu machen. Der Zugang zu allen 
Dokumenten und Diskussionen und ein unabhängiger 
Status dieses „Learning Assessment“ sind Ausdruck ei-
ner ungewöhnlichen Offenheit. Wie im Falle von Mosam-
bik ist der Bericht öffentlich zugänglich. Die Neustruk-
turierung des Dialogprozesses und die Schaffung eines 
PAFs für Geber zählten zu den wichtigsten Vorschlä-
gen in Tansania bzw. führten zu Neuerungen im Falle 
Mosambiks.     
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Risiken 

Auch die von der Budgethilfe bevorzugten „Muster-
schüler“-Staaten sind alles andere als Eldorados für Ent-
wicklungszusammenarbeit. Der Staat ist schwach. Die 
Bürokratie wuchert. Korruption gehört fast überall zum 
Alltag. In der Regierung sitzen nicht nur Reformer, son-
dern auch Profi teure. „Mosambik hat sich in den letz-
ten fünf Jahren von einem extremen Wagnis zu einem 
Hochrisikoland verbessert“, sagte ein schwedischer Ken-
ner der Verhältnisse. Die Geber aber erwarten, dass die 
Partnerländer das Geld im Sinne der Steuerzahlenden 
(„Treuhänder-Risiko“) – nämlich zur Armutsbekämp-
fung – einsetzen. Die Bankenkrise machte das Gefahren-
potenzial vor wenigen Jahren schlagartig deutlich. Zwei 
große Geschäftsbanken in Mosambik wurden zahlungs-
unfähig. Die Regierung entschloss sich, die Banken durch 
eine Finanzspritze von über 100 Mio Franken zu retten. 
Die Geberländer waren erst nach harten Verhandlungen 
mit der Rettungsaktion einverstanden. Mosambik sagte 
als Gegenleistung zu, die Bankenaufsicht künftig nach 
internationalen Standards auszugestalten und weitere 
Reformen im Finanzsektor in Angriff zu nehmen. Es geht 
nicht nur darum sicherzustellen, dass keine Hilfsgelder 
zweckentfremdet werden. Die Chance der Budgethilfe 
liegt vielmehr darin, dass die öffentlichen Finanzen ins-
gesamt mit Umsicht verwaltet werden.  

Über die Millenniums-Entwicklungsziele herrscht globa-
ler Konsens; die Wege zum Ziel sind jedoch vielfältig. 
Es ist eine Tatsache, dass je nach dem historischen und 
politischen Kontext in einem Land andere Prioritäten 
gesetzt werden. In der Politik gibt es Pluralismus, keine 
universellen Patentrezepte. Pluralismus ist nicht nur ein 
demokratisches Recht, sondern beinhaltet auch ein Risi-
ko – die Wirtschaftspolitik kann in die Irre führen, uner-
wartete Nebenwirkungen haben, undurchführbar sein. 
Erinnerungen an die Debatten der 1980er und 1990er 
Jahre um Strukturanpassung und deren soziale Flurschä-
den tauchen auf. Abseits der Korruptions-Debatte be-
stehen die Politikrisiken darin, dass sie den Nutzen der 
Reformen für die Armen („value for money“) schmälern. 
Im Konferenzzentrum von Dar Es Salaam gehen wäh-
rend der Jahrestagung zur Allgemeinen Budgethilfe je-
den Tag mehrfach die Lichter aus. Die Energiekrise ist mit 
den Händen zu greifen. 

Doch die Lösungsvorschläge driften auseinander, auch 
unter den Gebern. Soll die nationale Energiegesellschaft 
TANESCO privatisiert und sollen die Energietarife kos-
tendeckend gestaltet werden? Die erste Generation von 
Armutsstrategien vernachlässigte den produktiven Pri-
vatsektor und priorisierte unter internationalem Druck 
öffentliche Dienstleistungen in Erziehung und Gesund-
heit – war das optimal für die Armutsbekämpfung? Wie 
dem auch sei, die Folgen von Politikfehlern tragen vor al-
lem Regierung und Bevölkerung des Partnerlandes, nicht 
IWF/Weltbank oder die bilateralen Geber. 

Unter den sieben Partnerländern, welche die unabhän-
gige OECD/DAC-Evaluation zur Budgethilfe unter die 
Lupe genommen hat, sticht Vietnam hervor5. Die Geber 
unterstützen die Politik und die Reformprogramme der 
Regierung, welche in wichtigen Teilen keineswegs der 
ökonomischen Orthodoxie entsprechen – z. B. bezüglich 
Privatisierung. Zudem sind die politischen Maßnahmen 
nicht wie andernorts verhandelbar. Da die Regierung je-
doch in der Armutsbekämpfung große Erfolge6 vorwei-
sen kann, Vietnam einen interessanten Markt darstellt 
und seine Abhängigkeit von der externen Hilfe begrenzt7

ist, geht die Rechnung auf. Im „diffuseren“ Kontext 
vieler afrikanischer Länder gilt es, im Dialog eine heik-
le Balance zwischen Einfl uss und Einvernehmen zu fi n-
den. Die Partnerregierung soll nicht nur formell, sondern 
auch faktisch die Verantwortung für die eingeschlagene 
Politik haben, weil die Risiken von Erfolg und Misserfolg 
ohnehin im Partnerland liegen.

Die Geberseite hat jeweils relativ große personelle Res-
sourcen zur Verfügung, um Sachfragen zu analysieren, 
Vorschläge auszuarbeiten und Verhandlungen zu füh-
ren. So legitim das ist, so gefährlich kann es werden, 
wenn die externe Intervention dadurch die lokalen Ka-
pazitäten konkurrenziert. Dieses Verdrängungsrisiko
besteht z. B. gegenüber der Verwaltung: In Burkina Faso 
machten die Geber 2004 einen Vorschlag für ein neues 
Rahmenabkommen (MoU), den die Regierung ablehn-
te, weil sie es als ihre eigene Aufgabe ansah, die Füh-
rungsrolle in der Zusammenarbeit wahrzunehmen. Eine 
Verdrängungsgefahr besteht auch gegenüber der Zivil-
gesellschaft: Im Budgethilfe-Dialog mit der Regierung 
befi nden sich die Geber in einer privilegierten Situation. 

5 Siehe für das Folgende Bartholomew/Leurs/McCarty 2006
6 Zwischen 1993 und 2002 fi el der Anteil der Bevölkerung unter der Armutsgrenze von 53 % auf 29 %.
7 Die öffentliche Hilfe macht etwa 5 % des Bruttonationaleinkommens aus.
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Vorkehrungen sind wichtig, dass Parlament und Zivilge-
sellschaft nicht vor der Türe bleiben. Umgekehrt kann die 
Budgethilfe zum Anlass werden, deren Einfl ussnahme 
auf politische Entscheidungen zu stärken. Eine wichtige 
Möglichkeit ist z. B. die Förderung lokaler Denkfabriken, 
um wirtschaftspolitische Alternativen auf den Tisch zu 
bringen.

Auslandshilfe beinhaltet auch immer das Risiko, lokale 
Finanzierungsquellen zu verdrängen. Das wäre ver-
heerend. Denn Steuern sind mehr als nur eine fi skalische 
Angelegenheit. Steuerzahlende fordern Gegenleistun-
gen und Rechenschaft vom Staat über dessen Tätigkeit. 
Zugleich sind Eigeneinnahmen Voraussetzung nachhal-
tiger öffentlicher Finanzen. Die soeben abgeschlossene 
OECD/DAC-Evaluation hat keine Anhaltspunkte gefun-
den, dass die Budgethilfe die Steuererträge des Partner-
landes verdrängt hätte. Allerdings sollte der Anspruch 
der Budgethilfe weiter reichen: Im Hinblick auf eine lang-
fristige Exit-Strategie ist die Mobilisierung lokaler Staats-
einnahmen aktiv zu fördern. So ist eine Steigerung der 
Steuererträge denn auch an einigen Orten Teil der Leis-
tungsvereinbarung zwischen Regierung und Gebern.

Politische Dimension

Der politische Einfl uss der Budgethilfe auf die Partner-
länder wird in der DAC-Evaluation als bescheiden ein-
gestuft. Das ist angesichts langjähriger Bemühungen, 
bestimmte politische Ansätze über die EZA in Partner-
ländern einzupfl anzen, ernüchternd. Es ist eine unrealis-
tische Erwartung, mit externer Hilfe die politische Land-
schaft im Partnerland umpfl ügen zu wollen. Dabei geht 
es nicht immer nur um Demokratie und die Beachtung 
der Menschenrechte, welche expliziter Teil des Funda-
ments der Budgethilfe in fast allen Ländern sind – die 
Ausnahme ist Vietnam, wo sich die Regierung dieser Ein-
mischung von außen verweigert. Auch auf wirtschaftpo-
litischer Ebene ist der Einfl uss limitiert, wenn die Partner 
nicht von den Neuerungen überzeugt sind. 

Wesentlich viel versprechender ist es, in den Partnerlän-
dern eigene „Think-Tank“-Kapazitäten aufzubauen, 
damit lokale Wissenschafter und Politiker eigene Vor-
schläge entwickeln können. In einer Konfl iktsituation 
mit dem IWF hatte 1996 die Regierung von Mosambik 
eine strategische Kooperation mit der Universität Har-
vard bzw. Jeffrey Sachs gesucht und einzelne Geber um 
Unterstützung gebeten. Finanziert von der Schweiz, von 
Norwegen und Schweden und mit fachlicher Unterstüt-

zung von Harvard wurde der Aufbau einer Forschungs-
abteilung („Cabinete de Estudos“) im Finanzministerium 
ermöglicht. Sie versorgt die Verwaltung mit eigenstän-
digen Analysen und Vorschlägen, welche nicht primär 
um die Akzeptanz („ownership“) kämpfen müssen, da 
sie ja aus dem eigenen Haus stammen. Die Schweiz und 
Schweden führen diese Unterstützung heute noch redu-
ziert weiter. Gleichzeitig werden Möglichkeiten für den 
Aufbau einer unabhängigen Denkfabrik geprüft, um die 
personelle und institutionelle Basis für tragfähige wirt-
schaftspolitische Analysen und Politiken zu verbreitern.  

Dem begrenzten politischen Einfl uss externer Akteure 
steht gegenüber, dass die Allgemeine Budgethilfe in Fäl-
len unliebsamer politischer Veränderungen besonders 
exponiert ist. Zwar besagen die DAC-Richtlinien zur EZA, 
dass politische Konditionalität nicht in Verbindung 
mit einem bestimmten Instrument der Zusammenarbeit 
zur Anwendung kommen, sondern Teil des Politikdialogs 
sein soll. Doch das ist Theorie. Wenn sich die Beziehun-
gen verschlechtern, dann wird die Allgemeine Budge-
thilfe zuerst gekappt. Beispiel Uganda: Angesichts der 
Existenz einer brutalen Rebellenbewegung im Norden 
des Landes (“Lord’s Resistance Army”) mit 1,4 Millionen 
Binnenfl üchtlingen, Korruption und zunehmender Kri-
tik an der Staats- und Regierungsführung haben einige 
Geber zu dem Mittel gegriffen, Budgethilfe zu kürzen. 
Auch Äthiopien, lange Zeit ein Lieblingskind der Geber-
gemeinschaft („Donor Darling“), bekam über Kürzun-
gen der Budgethilfe die Unterdrückung der Opposition 
und die Menschenrechtsverletzungen in der Staatskasse 
zu spüren.  

Das innenpolitische Umfeld der Geber ist bei der 
Allgemeinen Budgethilfe von größerer Bedeutung als 
bei anderen Formen der Zusammenarbeit. Nach einem 
Rechtsruck in Dänemark und in Kanada wurde bei-
spielsweise die Budgethilfe längere Zeit eingefroren. Es 
ist überhaupt ein neues Interesse an Konditionalität im 
klassischen Sinn festzustellen, nicht weil die Partnerre-
gierungen ihre Reformleistungen nicht erbringen wür-
den, sondern als Folge konservativer Strömungen in der 
Öffentlichkeit der Geberländer. „Um bei der Berechen-
barkeit der Budgethilfe Fortschritte zu machen, müssen 
wir in Zukunft den politischen Kontext der Geber analy-
sieren“, meinte ein hoher Beamter aus Tansania.   

Mit wachsendem Anteil an Budgethilfe wird ein Land 
von dieser fi nanziellen Infusion abhängig. Von den in der 
DAC-Evaluation erfassten Ländern überstieg der Anteil 
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der Budgethilfe an den Staatsausgaben in vier Fällen die 
10 %-Schwelle: Uganda 22,6 %, Mosambik 16,3 %, 
Burkina Faso 14,7 % und Vietnam 13,9% (IDD 2006, 
Annexes 15-22). Meist dürfte allerdings die gesamte 
Abhängigkeit von allen Formen der EZA wichtiger sein 
als jene nur von der Budgethilfe. Etwas provokant muss 
man sich auch die Frage stellen, ob nicht die Geber ih-
rerseits von den Partnerregierungen abhängig werden. 
Wenn ein Staatsbudget stark mitfi nanziert wird, bedeu-
tet ein koordinierter Rückzug der Geber eine Destabilisie-
rung des Landes. Das ist allerdings unter normalen Um-
ständen das Letzte, was die Geber bewirken möchten. 
So können die Geber weniger leicht aus der Budgethilfe 
aussteigen als aus fragmentierten Projektunterstützun-
gen. Auch sind vor allem große Geber wie z. B. Großbri-
tannien dringend auf Entwicklungserfolge angewiesen, 
um die Ausgaben vor dem eigenen Volk rechtfertigen zu 
können. Das beeinträchtigt deren Kritikbereitschaft und 
Handlungsfähigkeit. 

Rechenschaftsablage

Regeln und Praxis, wie die Partnerregierung zu Hause
über ihr Tun und Lassen Rechenschaft ablegt, sind zen-
tral. Im Vordergrund stehen Parlament, Organisationen 
der Zivilgesellschaft und die breite Öffentlichkeit bzw. 
die Medien. In der DAC-Evaluation heißt es: „Budget-
hilfe-Geber (eigentlich alle Geber) müssen vorsichtig 
sein, dass ihre Ansprüche an die Rechenschaftsablage 
nicht jene nationaler Institutionen überschatten, aber 
es ist möglich, dass Rechenschaft auf nationaler Ebene 
und gegenüber Gebern sich gegenseitig verstärken.“ 
(IDD 2006, 5). Dieses Potenzial ist noch zu wenig aus-
geschöpft, weil auch auf der Geberseite oft die Rechen-
schaft über die eigenen eingesetzten Gelder Priorität vor 
dem Blick auf das ganze Budget hat. Als einziger Geber 
zahlt die Schweiz die Budgethilfe erst aus, wenn das Par-
lament das Budget genehmigt hat, um so dessen Rolle zu 
stärken. Ein konstruktiver Prozess der Rechenschaftsab-
lage umfasst auch Möglichkeiten für subnationale Ver-
waltungseinheiten, für Parlament, Zivilgesellschaft und 
Privatwirtschaft, sich aktiv in die Prozesse einzubringen. 
Dies gilt nicht zuletzt auch für das Umfeld der für das 
PAF relevanten Prozesse. Auch im Rahmen einer partner-
schaftlichen Budgethilfe ohne aufoktroyierte Bedingun-
gen („Konditionalität“) bleibt der Einfl uss der Geber auf 
die Wirtschaftspolitik eines Landes beträchtlich.

Ghana – Eine Erfolgsgeschichte?

Ghanas Regierung hat seit 2002 die laufenden und 
Investitions-Ausgaben in die Armutsbekämpfung von 
4,8 % auf 8,3 % des Volkseinkommens erhöht.8 Da-
durch konnten z. B. 10.000 neue Lehrer angestellt 
werden. Die Primarschulausbildung ist nun kostenlos. 
2005 wurden rund 650.000 Schülerinnen und Schü-
ler neu eingeschult. 440 neue Schulräume wurden 
geschaffen. Die Einschulungsrate erhöhte sich von 
81 % auf 87 %. Ähnliche Fortschritte gibt es auch 
aus dem Gesundheitswesen zu berichten. Dank eines 
umsichtigen makroökonomischen Managements ha-
ben sich Kernziffern wie Infl ation und Zinsen positiv 
entwickelt. Diese gesamtwirtschaftliche Stabilität ist 
Voraussetzung für eine nachhaltige Entwicklung. Die 
Erfolge sind der Regierung zu verdanken, doch hat die 
Budgethilfe aus dem Ausland den Wandel erleichtert. 
Ebenezer Mireku, Unternehmer aus Ghana: „Die Rah-
menbedingungen für die Privatwirtschaft sind heute 
viel besser. Im Unterschied zu früher ist Planung nun 
möglich, weil das politische und wirtschaftliche Um-
feld berechenbar geworden ist.“ (Mireku 2006, 3). 
Diesen Fortschritten zum Trotz zeigen Stimmen von 
der Basis, dass in den Dörfern gut ausgebildete Lehrer, 
Schulbücher und erschwingliche Medikamente nach 
wie vor Mangelware sind (Conway 2006). Auch die 
Mitwirkung der Bevölkerung auf Gemeindeebene ist 
mit vielen Schwachstellen behaftet. Ist Ghana eine Er-
folgsgeschichte? Im Vergleich zu den 1990er Jahren 
ja, im Vergleich zur Vision der Millenniums-Entwick-
lungsziele (noch) nicht.   

Dass die Geberregierungen zu Hause Rechenschaft 
über die Verwendung der Steuergelder ablegen, beein-
fl usst die Ausgestaltung der Budgethilfe gegenüber den 
Partnern. Parlament, Bevölkerung, Medien sowie NGOs 
wollen wissen, ob der Einsatz im Sinne der gesetzlichen 
Ziele und Budgetvorgaben erfolgt: (1) Das bleibt nicht 
folgenlos für den Kriterienkorb, mit dem der Reformfort-
schritt der Partnerregierung gemessen wird. Z. B. haben 
Maßnahmen und Indikatoren in Verbindung mit Korrup-
tion einen hohen Stellenwert. (2) Bei der Vergabe von 
Subventionen beanspruchen Regierungen oft das Recht, 
jederzeit eine unabhängige Überprüfung zur Verwen-
dung der Gelder durchführen zu lassen. 

8 Diese Angaben stammen von DfID Ghana.
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Wie kann das im Falle der Budgethilfe aussagekräftig 
und unter Wahrung der Souveränität des Partnerlandes 
gewährleistet werden? (3) Die Rechenschaftspfl icht ruft 
nach Visibilität der Erfolge. Doch bei der Budgethilfe 
können einzelne Fortschritte wie bessere Einschulungs-
quoten oder mehr Firmengründungen nicht mehr dem 
externen Beitrag zugeschrieben werden. Erfolge sind 
weniger greifbar und eine sachgemäße Berichterstat-
tung wird anspruchsvoller.

Über die Rechenschaftspfl ichten jeweils zu Hause gibt 
es im Sinne der Entwicklungspartnerschaft auch eine 
gemeinsame Verantwortung der Geber und der Part-
ner bezüglich der erreichten Erfolge und Misserfolge. 
Insbesondere sind sich Geber- und Partnerregierungen 
gegenseitig Rechenschaft über die Umsetzung ihrer ge-
meinsam vereinbarten Leistungen schuldig:

• Die Leistungsvereinbarung der Partnerregierung mit 
dem Geber kam bereits zur Sprache. Das PAF bildet in 
Verbindung mit dem Dialog das Herzstück der Rechen-
schaftsablage der Partnerregierung gegenüber den 
Gebern. Im Zuge der Harmonisierung verlangt nicht 
mehr jeder Geber zu einem anderen Zeitpunkt einen 
Fortschrittsbericht nach seinen eigenen Vorschriften, 
sondern es werden gemeinsame Berichte akzeptiert. 
Im Idealfall – in Mosambik realisiert – sind das diesel-
ben Berichte, mit welchen die Regierung gegenüber 
dem eigenen Parlament Rechenschaft ablegt. Es ist 
mehr als ein Nebeneffekt, dass so Informationsstand 
und Rolle des Parlamentes gestärkt werden. 

• Weitere Schritte zu mehr Symmetrie in der Partner-
schaft sind im Werden. Wiederum in Mosambik 
wurde ein Rahmenwerk geschaffen, um die Fort-
schritte der Geber bei der Umsetzung ihrer Ver-
pfl ichtungen zu erfassen und einzufordern („Geber-
PAF“)9. Die Geber stehen z. B. bei der Einhaltung
der vereinbarten Zeitpläne für die Auszahlungen, 
bei der Koordination von Missionen, beim Beitrag 
an den Aufbau ausreichender staatlicher Kapazi-
täten in der Pfl icht. In der Regel stellen diese Maß-
nahmen eine Umsetzung der Pariser Erklärung zur 
Wirksamkeit der Hilfe dar. Berechenbarkeit soll Ge-
berwillkür ersetzen. Allerdings: Das grundlegende
Machtungleichgewicht zwischen Geber und Neh-
mer lässt sich auch damit nicht außer Kraft setzen. 

Herausforderungen für die NGOs

Viele NGOs (siehe z. B. AGEZ/KOO/EU 2005) nehmen 
heute zur Budgethilfe eine skeptische bis negative Hal-
tung ein. Schweizerische Hilfswerke standen schon 
seit Jahren der Zahlungsbilanzhilfe und später der Bud-
gethilfe überwiegend positiv gegenüber, weil sie sich im 
Vergleich zu anderen Instrumenten der wirtschaftlichen 
EZA z. B. durch ihre Ausrichtung auf ärmere Länder vor-
teilhaft abhob. Zwar wurden eine Ausrichtung auf vor-
rangige Sektoren der Armutsbekämpfung und ein Poli-
tikdialog gefordert, doch gleichzeitig die generelle Ori-
entierung mitgetragen: „Aus unserer Sicht verdient die 
Zahlungsbilanzhilfe einen weiteren Ausbau, leiden doch 
verschiedene Reformprogramme unter chronischer Un-
terfi nanzierung“, hieß es in einer Eingabe von 1995.10 

Erst mehr als ein Jahrzehnt später, im Zuge der inter-
nationalen Diskussion um Möglichkeiten und Grenzen 
der Budgethilfe, waren skeptischere Töne zu vernehmen 
(AllianceSud 2006). 2005 und 2006 organisierte die 
DEZA Dialoge mit den Schweizer NGOs zum Thema Har-
monisierung, in dem auch die Budgethilfe zur Sprache 
kam. Eine pauschale Ablehnung wäre nach der DAC-
Evaluation allerdings schwierig zu rechtfertigen. Eine 
kritisch-konstruktive Distanz, wie sie z. B. von Eurodad 
(Eurodad 2006) geübt wird, weist jedoch auf wichtige 
Schwachstellen hin. 

Einige NGOs befürchten eine Mittelkonkurrenz („crow-
ding out“) durch eine expansive Budgethilfe, welche 
Ressourcen absorbiert, die bisher den NGOs zugefl ossen 
sind. Da kaum jemand in der Budgethilfe ein Allheilmit-
tel sieht11, ist die Mittelkonkurrenz unwahrscheinlich. 
Die Pariser Erklärung mit ihrer Vorgabe eines Programm-
hilfe-Anteils von 66 % bis 2010 übt zwar Druck auf eine 
Erhöhung aus, was angesichts der bestehenden niedri-
gen Prozentsätze als Nachholbedarf eingestuft werden 
kann. Diese Erhöhung wird vor allem zulasten anderer 
bilateraler Instrumente und nicht der NGO-Förderung 
gehen. Dies umso mehr, als die Rechenschaftsablage 
der Regierung gegenüber der Zivilgesellschaft neues 
Gewicht erhält. Eine Konkurrenz um knappe Finanzmit-
tel könnte allenfalls innerhalb der NGO-Gemeinschaft 
selber aufbrechen. Denn ob die für die Zivilgesellschaft 
bestimmten Finanzmittel über internationale bzw. Nord-
NGOs kanalisiert werden oder ob sie direkt in den Süden

9 Verschiedene Berichte dazu unter http://www.gersterconsulting.ch/fs/fs_main.asp?kt=2  (Online in Internet, Stand: 6.11.2006).
10 Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für Alle/Helvetas/Caritas vom 18. Dezember 1995.
11 Die Gründe sind oben im Kapitel über „Budgethilfe und EZA-Portfolios“ dargelegt.
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fl ießen, das ist eine zweite Frage. Sie stellt sich ohne-
hin, unabhängig von der Budgethilfe, und kann nur 
aufgrund der Implikationen für die Effektivität, Effi zienz 
und die Öffentlichkeit beantwortet werden. 

Wie erwähnt worden ist, gewinnen die Rechenschafts-
pfl ichten („accountability“) der Regierung gegenüber 
dem Parlament, den NGOs und der Öffentlichkeit durch 
die Budgethilfe an Bedeutung. Multipolare Macht und 
Gegenmacht sind Voraussetzung und Folge von Demo-
kratie und Rechtsstaat. Wenn die Geber die Gesellschaft 
des Partnerlandes als Ganzes im Blickfeld haben, stärken 
sie nicht nur den Staat, sondern auch Parlament, Privat-
wirtschaft und Zivilgesellschaft. Diese Perspektive wird 
zur Chance und Herausforderung für die NGOs sowohl 
auf der operationellen Ebene als auch beim Lobbying. 
Gerade kleine Geber wie Österreich oder die Schweiz 
ohne politische Agenda sind gut positioniert, die interne 
Rechenschaftspfl icht im Politikdialog zu thematisieren. 
Die Schweiz hat in den Gebergruppen der Budgethilfe 
auffällig häufi g (2004-2006 Mosambik, Tansania, Burki-
na Faso und Nicaragua) den rotierenden Vorsitz inne. Das 
macht deutlich, dass nicht nur ein hoher Beitrag zählt, 
sondern auch die Bereitschaft und Kapazität, Themen 
wie die (gegenseitige) Rechenschaftspfl icht aktiv anzu-
gehen. Für das NGO-Lobbying hat dies zur Folge, dass 
der Aufbau eines adäquaten Instrumenten-Mixes (Pro-
jekt- und Programmhilfe, staatliche und zivilgesellschaft-
liche Unterstützung) bei den einzelnen Gebern bzw. den 
Gebergruppen im Vordergrund stehen sollte.

Die Entstehung starker Gebergruppen ist auch für 
das NGO-Lobbying relevant. So beinhaltet die Zusam-
menarbeit unter den Gebern auch die Frage der Ar-
beitsteilung unter den Gebern. Es macht keinen Sinn, 
wenn alle sich auf Erziehung und Gesundheit stürzen, 
sich aber niemand mit dem Rechtswesen befasst. Nicht 
jeder einzelne Geber muss über die Budgethilfe hinaus 
auch Parlament und Zivilgesellschaft fördern. Doch die 
Gruppe als Ganzes sollte eine gesamtgesellschaftliche 
Sicht der Zusammenarbeit haben. Die bereits erwähnte 
ausgeprägte Fragmentierung der Entwicklungszusam-
menarbeit seitens der Schweiz und Österreichs mit ihren 
hohen Transaktionskosten könnte auch ein Thema für 
die NGOs sein. 

Im Umfeld der Budgethilfe sind nicht zuletzt die Süd-
NGOs gefordert. In Burkina Faso (Thiéba 2006) fördert 
die DEZA den Dialog der NGOs mit der Regierung auf 
der Basis von durch die NGOs selber erarbeiteten Krite-
rien, nach welchen die Leistungen und Fortschritte von 
Verwaltung und Regierung gemessen werden sollen. In 
einem ersten Schritt werden Informationen gesammelt 
und die dringendsten Probleme im ländlichen Burkina 
Faso identifi ziert – zum Beispiel nicht funktionierende 
Infrastruktur, fehlender Zugang zu Kredit, Dumpingkon-
kurrenz ausländischer Agrarprodukte. Darauf entschei-
den die beteiligten Bäuerinnen und Bauern selber, wel-
ches für sie die prioritären Ziele und Indikatoren sind. So 
können die NGOs von der Basis her alternative Vorschlä-
ge für das PAF machen, welche sie über die Finanzkom-
mission des Parlaments einspeisen. Eine Pionierphase ist 
angelaufen, welche sowohl Potenzial als auch Schwie-
rigkeiten wie z. B. ungenügenden Informationszugang 
aufzeigt. Dieses ehrgeizige Vorhaben setzt ausreichende 
Kapazitäten der NGOs und Gestaltungsspielraum auf 
der politischen Ebene voraus.        

Die Budgethilfe ist aber auch eine methodische Rück-
frage an die Zusammenarbeit der NGOs mit ihren priva-
ten Partnern im Süden. Die Instrumente der Budgethilfe 
können nicht nur in der Zusammenarbeit mit dem Staat 
angewendet werden. Dasselbe Maßnahmenpaket – Fi-
nanzbeitrag, Leistungsvereinbarung, Dialog, Ausbildung, 
Harmonisierung – macht auch bei Partnern aus der Zi-
vilgesellschaft Sinn, welche minimale Voraussetzungen 
erfüllen. Statt um fi nanzielle Details mit den Partnern 
zu ringen, würde dann die strategische Ausrichtung der 
Zusammenarbeit den zentralen Stellenwert im Dialog 
einnehmen. Meist waren bisher die NGOs die Pioniere, 
bevor sich Neuerungen dann als Standard auch für die 
Staaten etablierten. Wird die Budgethilfe umgekehrt 
zum methodischen Lehrstück der NGOs avancieren?  
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